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Donnerstag, 16. Mai 2024

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

AmEndeScharmützelmitderPolizei
DiePro-Palästina-Proteste endenmit einer EinkesselungundRayonverboten.DieUniversität Baselwill vonDisziplinarmassnahmenabsehen.

Neomi Agosti

Lange ist es ruhig, doch plötz-
lich sind sie da. Mehrere Kas-
tenwagen der Polizei sowie
zahlreicheEinsatzkräfte inVoll-
montur treffen am Mittwoch
um14Uhr auf demGeländeder
Universität Basel ein. Die Poli-
zistinnen undPolizisten begin-
nen sogleich mit der Räumung
des besetzten Gebäudes. Am
Montag nahmdieGruppierung
«Universities4palestine» das
Bernoullianum inBeschlag.Die
Hochschule sprach einUltima-
tum für Dienstag, 20 Uhr, aus.
Bis dann habe dasGebäude ge-
räumt zu sein.

Am Dienstagabend verlän-
gerte die Universität die Frist
umzwölf Stunden auf neuMitt-
woch, 8 Uhr. Dies, um mit der
Verschiebung«eineEskalation»
zuvermeiden.Dennochhiess es
seitens der Hochschule: «Falls
das neue Ultimatum nicht ein-
gehalten wird, behält sich die
Universität ‹weitergehende
Massnahmen› vor.»

Besetzerschaft lässt
zweimalFrist verstreichen
Um7.30Uhrversammelten sich
gut zweihundert Menschen vor
dembesetztenUnigebäude,dies
auchnach8Uhr – trotz abgelau-
fener Ultimatumsfrist.

Kurz vor 8 Uhr informierte
Universitätssprecher Matthias
GeeringdieMedienschaffenden,
erwürde– fallsdieBesetzungan-
halte – dasRektorat anrufen, so-
dass die Uni weitergehende
Massnahmen einleiten könne.
Einige Stunden später skandie-
ren die Studierenden über ihr
Megafon: «Die Frist ist abgelau-
fen, und wir sind immer noch

hier.Wirbleiben, bisdieUnimit
uns einenDialog führt.»

Einkesselung inder
Kornhausgasse
Um14Uhr gebendieAktivistin-
nen und Aktivisten klein bei.
DieKantonspolizei Basel-Stadt
räumt das Bernoullianum.Wie
Polizeisprecher Adrian Plache-
si sagt, seien bei der Räumung
keine Aktivistinnen und Akti-
vistenmehr imGebäude anzu-
treffen gewesen. Dafür bildet
sich jetzt ein Demonstrations-

zugmit 40 bis 50 Personen auf
demAreal vor derUniversitäts-
bibliothek (UB).

Der Zug macht sich auf den
Weg in Richtung Kollegienge-
bäude. Da dort ebenfalls ein
Grossaufgebot an Polizistinnen
undPolizistenwartet, ziehen sie
mit ihren Bannern weiter. Die
Polizei kesselt einen Teil der
Demonstrierenden schliesslich
inderKornhausgasseein.Eben-
falls bildet sich eine grosse
Gruppe von Solidarisierenden
vor der UB. Das Gebäude wird

zweiweise geschlossen. An der
Kornhausgasse wird um etwa
17.15 Uhr der Polizeikessel auf-
gelöst. LautPolizeisprecherPla-
chesi wurden 43 Demonstrie-
rende einer Personenkontrolle
unterzogen, eine Person ist we-
gen Beamtenbeleidigung und
Diensterschwerung verzeigt
worden. Zudem erhalten alle
Betroffenen einen Platzverweis
fürdas leicht erweiterteUniver-
sitätsrayon.

Noch während der Einsatz
läuft, verschickt die Uni Basel

eine Medienmitteilung. Darin
heisst es, dasRektorat bedauere
die Eskalation. Man habe bis
zum Schluss erfolglos versucht,
mit den Besetzenden in einen
konstruktiven Dialog zu treten.
Auch Rektorin Andrea Schen-
ker-Wickiwird zitiert: «Ichhabe
bis zuletzt gehofft, dass dieser
Schritt nicht nötig wird.»

Aberman könne es nicht zu-
lassen,dasseineGruppeGebäu-
debesetze,denLehrbetriebstöre
und die Uni unter Druck setze.
Geering:«Esbrauchtextremviel,

biseineUniversitätdiePolizeibe-
stellt, weil sie es selbst nicht in
den Griff bekommt.» Von diszi-
plinarischen Massnahmen sehe
die Uni aber ab; es gebe keine
Verzeigungen wegen Hausfrie-
densbruch.Dies,dadieDemons-
trierendendieBesetzungfreiwil-
lig aufgegebenhätten.

Erziehungsdepartement
lobtDialogbemühungen
Der neueBasler Bildungsdirek-
tor Mustafa Atici (SP) will sich
auf Anfrage nicht zu den Pro-
Palästina-Protesten an der Uni
äussern. Das Basler Erzieh-
ungsdepartement (ED) ver-
weist auf die Autonomie der
Universität: «Die Universität
entscheidet selbst, wie sie auf
eineBesetzung ihrerRäumlich-
keiten reagiert.»Manbedauere
zwar die Entwicklung, hält das
ED fest, begrüsse aber das An-
gebot der Universität, mit den
beteiligten Studierenden im
Gespräch zu bleiben.

Mit einem Grossaufgebot taucht die Polizei vor dem Bernouillanum auf. Kurze Zeit später bildet sich ein Demonstrationszug. Bild: Juri Junkov

GespaltenerFreisinn,gespalteneWirtschaft
DieWirtschaftskammer powert gegen das Baselbieter Energiegesetz, dieHandelskammer beider Basel ist dafür.

Yann Schlegel

Das Baselbieter Energiegesetz
polarisiert.DieLinie verläuft für
einmal mitten durch den Frei-
sinn hindurch. Während eine
Mehrheit der FDP die Vorlage
als zukunftsgerichteten Kom-
promiss einstuft, stört sich der
konservativere Flügel an den
neuenVorgaben,diederKanton
machenwill.

OrchestriertwirdderWider-
stand gegen das Energiegesetz
vonderWirtschaftskammerBa-
selland und ihrem Direktor
Christoph Buser, seines Zei-
chensehemaligerFDP-Landrat.
Dass sie sich so stark gegen das
Energiegesetz ins Zeug legt, ist
insofernbrisant, alsdieFDP-Ex-
ponenten im Gesetzbildungs-
prozess stark auf Kompromiss-
lösungen hingewirkt hatten.
Und dies sehr erfolgreich.

Die Wirtschaftskammer
schert trotzdem aus und gesellt
sichbeimEnergiegesetz zurOp-
position – Schulter an Schulter
mitderSVP.Dieshatdenehema-
ligenJournalistenManfredMess-
meraufseinemBlog«Arlesheim
reloaded»dazuveranlasst,wohl

nicht ganz ernst gemeinte Pole-
mikzubetreiben.Esseidenkbar,
dassdieSVPzurneuen,zuverläs-
sigenPartnerin derWirtschafts-
kammerwerde.«Vielleicht istes
eineFragederZeit,bisderenDi-
rektor die Parteiwechselt.»

Damit konfrontiert, lacht
ChristophBusernur.Erwerdesi-
chernichtzurSVPwechselnund
spreche lieber über Inhalte, sagt
er. Und er verweist auf das Jahr
2015, als er sich stark dafür ein-
setzte, dass über dasBaselbieter
Energiepaket Steuergelder ein-
gesetzt werden, um Anreize für

private Investitionen in energie-
effizienteGebäude zu schaffen.

FürebendiesesEnergiepaket
werben dieWirtschaftskammer
und der Hauseigentümerver-
band im Auftrag des Kantons.
DassdieWirtschaftskammerpa-
rallel gegen das Energiegesetz
mobilisiert, sorgte diesen Früh-
ling für Aufregung. SP-Landrat
Thomas Noack wies auf den In-
teressenkonflikt hin. Christoph
BusererwidertaufdieVorwürfe:
«Wir sind durch unsereNähe zu
HauseigentümernunddenKMU
die prädestinierte Organisation,

umdasEnergiepaketbekanntzu
machen.»DerKantonseidamals
aktivaufdieWirtschaftskammer
zugekommen.

Den Widerstand gegen das
Energiegesetz erachtetBuser als
legitim. «Wir sagen nicht Nein
dazu, in die Energieeffizienz zu
investieren.» Die neuen Vorga-
ben beim Heizungsersatz wür-
dendieLeute in einenüberhitz-
ten Markt treiben und für hohe
Preise sorgen, glaubtBuser.Der
Rückhalt für die Nein-Parole in
derWirtschaftskammerwar of-
fenbar gross. ImWirtschaftsrat
gab es unter den gut 40 anwe-
senden KMU-Vertretern bloss
eine konträre Stimme.

DieTechnologie ist
weit genug
DieWirtschaftswelt dürfte aber
in der Frage zumEnergiegesetz
weniger geeint sein, als es den
Anscheinmacht. VieleBetriebe
würden auf Jahrzehnte hinaus
vom Investitionsschub profitie-
ren, den das Energiegesetz aus-
lösenwürde.

OhnedassdieÖffentlichkeit
davon Notiz nahm, sprach sich
derweil die Handelskammer

beider Basel für das Baselbieter
Energiegesetz aus. «Der Rah-
men,dendasEnergiegesetzBa-
selland vorgibt, ist vertretbar»,
sagt Handelskammer-Direktor
Martin Dätwyler. «Wir können
das Netto-Null-Emissionsziel
2050nicht tatenlos erreichen.»

Anders als die Wirtschafts-
kammer erachtet die Handels-
kammer die heutigen Technolo-
gienalsgenügendausgereift,um
die Energiewende zu forcieren.
DieFirmenwürdensichohnehin
freiwillig mit Gebäudeautoma-
tionen und energetischen Be-
triebsoptimierungen auseinan-
dersetzen, soDätwyler. «Die ur-
sprünglicheVorlagewar noch zu
ambitioniert,dochnunistsieaus-
gewogen.» Das Gesetz federe
auch Härtefälle ab und gewähre
Ausnahmebewilligungen. Mehr
Mühe bereite der Handelskam-
merdasTempo,dasderNachbar-
kantonBasel-StadtbeiderEner-
giewendeanschlägt.Diedazunö-
tigen Regulierungen würden
unmittelbareMehrkosten auslö-
sen.Dätwylersagt:«Esist immer
eine Gratwanderung, wie weit
man gehen kann.» Manchmal
brauchees aber einen Impuls.

MannbeiAngriff
schwer verletzt
Bahnhof SBB Am Dienstag-
abend um etwa 21 Uhr hat ein
MannbeimCentralbahnplatz in
Basel einen 51-Jährigen schwer
verletzt, wie die Kantonspolizei
Basel-Stadt am Mittwoch mit-
teilt. Sie konntedenTatverdäch-
tigen anhalten und im Auftrag
der Staatsanwaltschaft Basel-
Stadt festnehmen. Die Sanität
derRettungBasel-Stadtbrachte
den Verletzten ins Spital. Ge-
mäss bisherigen Ermittlungen
der Kriminalpolizei der Staats-
anwaltschaft sei es zwischen
dem Tatverdächtigen und dem
Geschädigten zu einer erst ver-
balen und später tätlichen Aus-
einandersetzung gekommen.
DerTäter soll gemässMitteilung
der Polizei den 51-Jährigen mit
einemgefährlichenGegenstand
verletzt haben.

Der Tatverdächtige erlitt
während der Auseinanderset-
zungebenfallsVerletzungen;die
Sanität Basel brachte auch ihn
insSpital.DieStaatsanwaltschaft
Basel-Stadt wird gegen den
50-jährigen marokkanischen
StaatsbürgerbeimZwangsmass-
nahmengerichtUntersuchungs-
haft beantragen. Die Kriminal-
polizei ermittelt.EswerdenZeu-
gen gesucht. (no)

Wirtschaftskammerchef Christoph Buser und Handelskammerdirek-
tor Martin Dätwyler sind nicht gleicher Meinung. Bild: Kenneth Nars

Israelitische Gemeinde
Basel zeigt sich besorgt

In ihrem jüngsten Newsletter
äussert sich auch die Israeliti-
sche Gemeinde Basel (IGB) zur
Besetzung der Uni. Das Präsi-
dium und die Geschäftsführung
der IGB hätte sich am Dienstag
in einem Brief an die Rektorin
der Universität Basel Andrea
Schenker-Wicki gewandt und
«ihre grosse Besorgnis über die
aktuelle Situation an der Univer-
sität geäussert». Ebenfalls habe
die Gemeinde Erziehungsdirek-
tor MustafaAtici kontaktiert. (bz)


